Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2833 


Sachgebiet 23 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr, Evers, Erpenbeck, Dr. Riedl 
(München), Baier, Pieroth, Dr. Müller-Hermann, Susset, 
Biechele, Rawe, Hussing, Dr. Luda, Berding 
und Genossen 


betr. Privatisierung von Wohnungen, die mit öffent- 
lichen Mitteln gefördert wurden 


Seit der Währungsreform ist in der Bundesrepublik Deutsch- 
land der Bau einer großen Zahl von Wohnungen mit öffentli- 
chen Mitteln gefördert worden. Diese Wohnungen befinden 
sich zu einem wesentlichen Teil im Eigentum von Wohnungs- 
baugesellschaften. Sie haben durch die Entwicklung der Bau- 
preise eine erhebliche Wertsteigerung erfahren, die als Ver- 
mögenszuwachs bei den Wohnungsbaugesellschaften in Erschei- 
nung treten wird. 

Durch eine Veräußerung dieser Wohnungen an die Mieter 
könnte ohne weitere Inanspruchnahme von Steuermitteln ein 
Beitrag zur Vermögensbildung in breiteren Schichten der Bevöl- 
kerung geleistet werden. 


Wir fragen daher die Bundesregierung; 

1. Wie viele Wohnungen wurden von 1949 bis Ende 1970 in 
der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen des öffentlich 
geförderten Wohnungsbaus errichtet? 

2. Wie viele Wohnungen gemäß Ziffer 1 befinden sich im 
Eigentum von 

a) natürlichen Personen, 

b) gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaften, 

c) der öffentlichen Hand, 

d) sonstigen Eigentümern? 

Wie hoch waren die geschätzten durchschnittlichen Gesamt- 
kosten der Wohnungen dieser vier Eigentümergruppen in 
den einzelnen Baujahren, wieviel öffentliche Förderungs- 
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mittel wurden im Durchschnitt im Bundesgebiet hierfür 
zur Verfügung gestellt und wie hoch war der geschätzte 
Marktwert dieser Wohnungen Ende 1970? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen Bundestag 
einen Gesetzentwurf zur Beschlußfassung vorzulegen, der 
die Bauherren, die über einen größeren Bestand von Sozial- 
wohnungen verfügen, durch eine Verkaufsauflage veranlaßt, 
diese Wohnungen in individuelles Eigentum natürlicher 
Personen zu überführen und hierfür - unter Einfügung ent- 
sprechender Vorschriften zur Mißbrauchsverhinderung - 
Verkaufspreise vorzuschreiben, die zwischen den tatsäch- 
lichen Gesamtkosten und dem heutigen Marktwert liegen, 
um auf diese Weise 

- einen Beitrag zur Vermögensbildung zu leisten 

- die Vorteile aus der seinerzeitigen Subventionierung aus 
öffentlichen Mitteln teilweise auf die zukünftigen Privat- 
eigentümer zu übertragen 

- den Wohnungsbaugesellschaften Mittel für Neuinvesti- 
tionen im Wohnungsbau zuzuführen? 
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